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Drucksache VI/542 


Sachgebiet 50 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Klepsch, Ernesti, Damm, 
Dr. Zimmermann r Dr. Marx (Kaiserslautern) und 
der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Wehrgerechtigkeit 


Der Verteidigungsminister hat in der Öffentlichkeit mehrmals 
erklärt, er wolle durch gezielte Maßnahmen zur Lösung der 
Frage der Wehrgerechtigkeit beitragen. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Wie viele Wehrpflichtige des Jahrgangs 1946, 1947, 1948 
und 1949 wurden bisher tauglich gemustert? 

2. Wie viele Wehrpflichtige dieser Jahrgänge wurden jeweils 
untauglich gemustert? 

3. Wie viele Wehrpflichtige dieser Jahrgänge wurden jeweils 
vorübergehend untauglich gemustert? 

4. Wie viele Wehrpflichtige dieser Jahrgänge wurden jeweils 
eingeschränkt tauglich gemustert? 

5. Bei wie vielen Wehrpflichtigen dieser Jahrgänge wurde 
jeweils die vorübergehende Tauglichkeit durch eine Nach- 
musterung in tauglich bzw. eingeschränkt tauglich ge- 
ändert? 

6. Wie viele tauglich gemusterte Wehrpflichtige wurden je- 
weils unabkömmlich bzw. fielen unter die Bestimmungen 
für die Wehrdienstausnahmen? 

7. Ist es möglich, daß von den eingeschränkt Tauglichen etwa 
50% zum Grundwehrdienst herangezogen werden, ohne 
daß die Mannschaftsstärke der Streitkräfte erhöht werden 
muß? Wenn nein, was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um ohne Erhöhung der Mannschaftsstärke der Streitkräfte 
diesen Personenkreis einzuberufen? Durch welches Perso- 
nal sollen die eingeschränkt Tauglichen ausgebildet wer- 
den? Ist dieses Personal vorhanden? 
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8. Wieviel wendet die Bundesregierung für einen Grund- 
wehrdienstleistenden pro Jahr an Wehrsold, an Verpfle- 
gung und Unterbringung, an Bekleidung, an Ausrüstung, 
an allgemeinen Fürsorgeleistungen, an Leistungen für die 
LVA und an Infrastrukturkosten auf? 

9. Fallen diese Kosten auch bei der Heranziehung der „ein- 
geschränkt Tauglichen" zum Grundwehrdienst an? Wenn 
nein, wie hoch sind die Kosten pro eingeschränkt tauglichen 
Grundwehrdiensileistenden? 

10. Enthalten die Haushaltsansätze 1970 bereits Ansätze für 
die Einberufung „eingeschränkt Tauglicher"? Wenn nein, 
ist für das Jahr 1971 damit zu rechnen? Welche Auswirkun- 
gen hat das auf die mittelfristige Finanzplanung? 

11. Trifft es zu, daß die Bundesregierung beabsichtigt, das Ent- 
lassungsgeld für ledige Grundwehrdienstleistende der 
Höhe des Entlassungsgeldes für verheiratete Grundwehr- 
dienstleistende anzugleichen? 

12. Trifft es zu, daß die Bundesregierung beabsichtigt, auch 
Grundwehrdienstleistenden die Zulage für den Dienst zu 
ungünstigen Zeiten zu gewähren? 

13. Ist der Status der Grundwehrdienstleistenden mit dem 
Status der Berufssoldaten bzw. der Zeitsoldaten vergleich- 
bar? Wenn nein, welches sind die Unterscheidungskrite- 
rien? 

14. Trifft es zu, daß die Bundesregierung Grundwehrdienst- 
leistenden Steuergutscheine gewähren will? Wenn ja, 
wurden bereits Kostenberechnungen angestellt und wel- 
ches sind die Ergebnisse? 


Bonn, den 18. März 1970 


Dr. Klepsch 
Ernesii 
Damm 

Dr. Zimmermann 
Dr. Marx (Kaiserslautern) 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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